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Andreas Pittler liest ange-
sichts des Erscheinens sei-
nes neuesten Buches Cha-
rascho aus diesem und 
vergangenen Werken. Im 
Zentrum steht die politi-
sche Seite des Kommis-
sar Bronstein – und zwar 
insbesondere zu den The-
men Flucht, Asyl, Migra-
tion und Polizeirepression. 
Denn die Lesung ist eine 
Solidaritätsveranstaltung 
für die Opfer von Polizei-

willkür anlässlich der Ab-
schiebung von Flüchtlin-
gen von Votivkirche/Ser-
vitenkloster. Spenden für 
die diversen Polizeistrafen 
von SLP‑lerInnen sind da-
her erbeten.

Wir freuen uns auch über 
Spenden auf unser PSK-
Konto (IBAN AT����������� 
������� , Verwendungs-
zweck: Repression) 

Fr 21.03.2014 
um 19.00

„Librería Utopía“ 
Wien 15
 Preysinggasse 26-28 

Aus der SLP

Niederösterreich

Die SLP-Treffpunkte
Gmunden

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

Graz

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

Salzburg-Stadt

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROST. & TIROL 

unregelmäßige Tre�en 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

Wien

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
in der ‘Libreria Utopia’ 
15., Preysingasse 26-28/1 
(U3 Schweglerstraße)

SLP Wien-Nord 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
(31 bis Gaussplatz oder 
Nähe U4 Friedensbrücke)

SLP Wien-Mitte 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im ‘Kebab-Haus’ 
4., Operngasse 26 
(Nähe Karlsplatz)

Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Tre�en in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Ausbau und Einführung 
ö�entlicher Einrichtun -
gen, die Hausarbeit und 
Kinderbetreuung kos -
tenlos übernehmen und 
Frauen für das politische 
und gesellschaftliche Le -
ben freispielen.

Frauen leisten welt-
weit 2/3 der unbezahl-
ten Arbeit. Sie kochen, 
putzen, waschen, küm-
mern sich um die Kinder 
und pflegen Angehörige. 
Der Kapitalismus erspart 
sich dadurch Unmen-
gen an Geld. Denn die-
se Arbeit spielt einerseits 
den Partner frei, damit er 
vollständig dem Unter-
nehmen als Arbeitskraft 
zur Verfügung steht. 
Zweitens werden die ge-

sellschaftlichen Kosten 
für das Großziehen der 
nächsten Generation in 
die Privatheit der Fami-
lie abgewälzt und müssen 
nicht von den Unterneh-
men finanziert werden. 
Eine "Vergesellschaftung 

der Hausarbeit" bedeutet 
den quantitativen und 
qualitativen Ausbau öf-
fentlicher Einrichtungen 
auf allen Ebenen: Auch 
das bestehende Sozial- 
und Gesundheitswesen 
(inkl. Altenpflege, Kin-
dergärten und Behin-
dertenbetreuung) müss-
te ausgebaut, mehr Per-
sonal eingestellt und die 
Jobs besser bezahlt wer-
den. Die Bolschewiki er-
klärten 1919 in ihrem 

Programm: "Die Partei, 
die sich nicht auf forma-
le Gleichberechtigung 
der Frau beschränkt, 
ist bestrebt, die Frau-
en von den materiellen 
Lasten der Hauswirt-
schaft zu befreien, indem 
sie an deren Stelle kom-
munale Häuser, öffent-
liche Speisehäuser, zen-
trale Wäschereien und 
Kinderkrippen setzt." 
Hausarbeit und Kinder-
betreuung sollten keine 
individuelle Aufgabe der 
Frau in der Familie sein, 
sondern vom Staat be-
reitgestellt werden. Nicht 
nur in der jungen Sowje-
tunion, sondern auch im 
Roten Wien gab es da-
hingehende Angebote. 
Durch solche Maßnah-
men könnten Frauen Zeit 
für ein eigenes Leben ha-
ben und sich aktiv an Po-
litik und Kultur beteili-
gen.

SLP-Programm genau erklärt:

Die formale Gleichberechtigung 
der Frau ist zu wenig.

Die Angriffe der EU, des in-
ternationalen Kapitals, des 
Imperialismus sind ag-
gressiv und brutal. Doch 
die SLP hat bewusst kein 
„Österreich“ im Namen. 
„Die ArbeiterInnen haben 
kein Vaterland“ bedeu-
tet nicht, dass Arbeite-
rInnen ihre Heimat nicht 
lieben würden. Es bedeu-
tet aber schon, dass das 
„Vaterland“ ein bürgerli-
ches Konzept ist (die Na-
tion im heutigen Sinn ist 
mit dem Kapitalismus im 

19. Jahrhundert entstan-
den). Gerade im globali-
sierten Kapitalismus ist 
jede Antwort auf die Kri-
se, die sich im national-
staatlichen Rahmen ab-
spielt, zum Scheitern ver-
urteilt. Abwanderung von 
Betrieben kann nur ver-
hindern, wer Löhne und 
Sozialleistungen senkt. 
Natürlich kann die „ei-
gene“ Regierung leichter 
unter Druck gesetzt wer-
den, als eine, die tausende 
Kilometer weit weg sitzt 

und unter anderen Drü-
cken steht. Doch an ihrer 
Interessengemeinschaft 
mit den KapitalistInnen 
ändert das nichts. Mit 
Austro-Patriotismus wird 
die Illusion geschürt, der 
Logik des internationalen 
Kapitalismus könne nati-
onal entkommen werden. 
Und es wird eine gefährli-
che Ableitfläche zum Ras-
sismus beschritten. Doch 
die Krise kann nur inter-
national bekämpft wer-
den.

Internationalismus und Patriotismus

Solidaritäts-Lesung gegen 
Polizeirepression : Andreas Pittler 
Der politische Polizist Bronstein

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (�� Ausgaben)
� ��,– Normal-Abo  
� ��,– Sozial-Abo  für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab � �.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

VICE interviewte „Europa Anders“ und fragte, warum die 
SLP nicht dabei ist. Die Antwort: „Sie hat in manchen 
Punkten einen radikaleren Ansatz, der, befürchte ich, 
nicht mit dem von Europa Anders kompatibel ist.“ - Da 
können wir nur zustimmen! Eine VICE-Doku über die 
Proteste gegen den Akademikerball zeigt ebenfalls die Rol-
le der SLP . Von „Europa Anders“ keine Spur. Vielleicht ist 

„radikal“ sein gar nicht so schlimm!

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733
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FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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In den letzten Jahren er-
leben wir eine Zunahme 
der staatlichen Gewalt 
gegenüber Flüchtlingen, 
sozialen Bewegungen 
und AktivistInnen. Diese 
repressiven Maßnahmen 
sind nicht etwa Ausdruck 
von PrügelfetischistIn-
nen in der Führungsebe-
ne des Innenministeri-

ums, sondern haben Sys-
tem!

Unter den Schlagwör-
tern „Cyber–Sicherheit“, 

„militärische Spezialisie-
rung“ und „Antiterror“ 
werden neue Waffen ange-
schafft und demokratische 
Grundrechte ausgehebelt. 
Beispiele? Bis 2018 sollen 
für ca. sechzehn Millionen 

Euro Drohnen angeschafft 
werden (für Katastrophen-
schutz?!) und Mikl–Leit-
ner (VP) plant den Ausbau 
der Kameraüberwachung 

-  z.B. an Österreichs Gren-
zen. Platz- und Vermum-
mungsverbote bei Protes-
ten gegen den Akademi-
kerball, ebenso das gewalt-
same Vorgehen der Polizei, 

zeigen ebensodeutlich die 
Marschrichtung.

Grund für diese offen-
kundige Angst vor Pro-
testen ist die Wirtschafts-
krise. Klassenkämpfe 
nehmen weltweit zu, die 
Herrschenden zittern vor 

„Revolutionen“. Die Staaten 
investieren in Aufstands-
bekämpfung, um Wider-

stand wie in von der Kri-
se aktuell stärker gebeutel-
ten Ländern (Griechenland, 
Bosnien, etc.) im Keim zu 
ersticken. Gemeinsam mit 
Gewerkschaften, Migran-
tInnen und ArbeiterInnen 
ist es unsere Aufgabe, die-
se staatliche Repression zu-
rückzuschlagen!		
	                             Moritz Erkl	

Der Staat rüstet auf

One Billion Rising

Gemeinsam gegen Repression und Unterdrückung


